
 
 
 

Vertragsrecht 
Juni 2026 

 
 

EU-Fluggastrechte 2026: Reform zwischen Si-
cherung und Einschränkung bestehender An-
sprüche 
 
Die Reform der europäischen Fluggastrechte ist in eine 
entscheidende Phase eingetreten. Nachdem der Rat 
der Europäischen Union im Juni 2025 eine politische 
Einigung über Änderungen der bisherigen Vorschriften 
erzielt hatte, hat sich das Europäisches Parlament im 
Januar 2026 mit deutlicher Mehrheit für die Beibehal-
tung zentraler Passagierrechte ausgesprochen. 
 
Im Mittelpunkt der Diskussion steht insbesondere die 
Frage, ob die bisher maßgebliche Drei-Stunden-
Schwelle für Ausgleichszahlungen bestehen bleibt 
oder angehoben wird. 
 

I. Die derzeitige Rechtslage nach der Fluggast-
rechte-Verordnung 

 
Rechtsgrundlage ist weiterhin die Fluggastrechte-Ver-
ordnung (Verordnung (EG) Nr. 261/2004). Sie gilt für: 
 

- alle Flüge, die in einem EU-Mitgliedstaat starten, 
unabhängig von der Nationalität der Airline 

 
- sowie für Flüge aus Drittstaaten in die EU, sofern 

sie von einer europäischen Fluggesellschaft 
durchgeführt werden. 

 
Die Verordnung gewährt Fluggästen unmittelbare An-
sprüche gegen das ausführende Luftfahrtunterneh-
men. Sie unterscheidet zwischen Annullierung, Nicht-
beförderung (z. B. bei Überbuchung) und Verspätung. 
 

1.  Ausgleichszahlungen bei Verspätung und 
Annullierung 

 
Besonders praxisrelevant ist die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshof, wonach auch eine An-
kunftsverspätung von mindestens drei Stunden einen 
Anspruch auf Ausgleichszahlung begründet. Diese so-
genannte „Drei-Stunden-Rechtsprechung“ hat das 
System maßgeblich geprägt. 
 
Die pauschalen Entschädigungsbeträge betragen der-
zeit: 
 

- 250 Euro bei Flügen bis zu 1.500 km, 
 
- 400 Euro bei Flügen zwischen 1.500 km und 

3.500 km 

- 600 Euro bei Flügen über 3.500 km (Langstre-
cken). 

 
Die Zahlung ist verschuldensunabhängig geschuldet. 
Es kommt nicht darauf an, ob dem Fluggast ein kon-
kreter Schaden entstanden ist. Die Pauschale dient als 
standardisierte Kompensation für den erheblichen Zeit-
verlust. 
 

2.  Anspruchsvoraussetzungen im Überblick 
 
Ein Anspruch besteht insbesondere bei: 
 

- Annullierung eines Fluges, 
 
- Nichtbeförderung trotz gültiger Buchung (z. B. 

Überbuchung), 
 
- Ankunft am Endziel mit einer Verspätung von min-

destens drei Stunden. 
 
Kein Anspruch besteht, wenn die Airline nachweist, 
dass die Störung auf sogenannte außergewöhnliche 
Umstände zurückzuführen ist, die sich auch bei Ergrei-
fen aller zumutbaren Maßnahmen nicht hätten vermei-
den lassen. 
 
Nicht abschließend geklärt ist derzeit die Frage, wie 
Flugannullierungen aufgrund eines Kerosinmangels 
rechtlich zu bewerten wären. Nach der bisherigen 
Rechtsprechung kommt es entscheidend darauf an, ob 
die Ursache dem beherrschbaren Risikobereich der 
Fluggesellschaft zuzurechnen ist. Es spricht vieles da-
für, reine Beschaffungs- oder Preisrisiken dem unter-
nehmerischen Verantwortungsbereich der Fluggesell-
schaft zuzuordnen. Eine pauschale Einordnung von 
Kerosinmangel als außergewöhnlicher Umstand ist da-
her rechtlich nicht möglich, vielmehr wird es stets auf 
die konkreten Ursachen und deren Beherrschbarkeit 
im Einzelfall ankommen. Selbst bei Annahme außerge-
wöhnlicher Umstände bleiben zudem Ansprüche auf 
Betreuung, Umbuchung oder Ticketerstattung grund-
sätzlich bestehen 
 

3.  Unterstützungs- und Betreuungsleistungen 
 

Unabhängig von einer Ausgleichszahlung bestehen 
Betreuungsansprüche. Diese greifen bereits deutlich 
früher als der monetäre Ausgleich. 
 

Ein Anspruch auf Betreuungsleistungen besteht bereits 
deutlich vor Erreichen der Drei-Stunden-Grenze für 



Ausgleichszahlungen. Nach der Fluggastrechte-Ver-
ordnung müssen Fluggesellschaften Unterstützungs-
leistungen gewähren, wenn eine erwartete Abflugver-
spätung bei Kurzstrecken (bis 1.500 km) mindestens 
zwei Stunden, bei Mittelstrecken (bis 3.500 km) min-
destens drei Stunden und bei Langstrecken (über 
3.500 km) mindestens vier Stunden beträgt. Maßgeb-
lich ist dabei die prognostizierte Wartezeit am Abflug-
ort. 
 
Bei entsprechenden Wartezeiten haben Fluggäste An-
spruch auf: 
 

- Erfrischungen und Mahlzeiten, abhängig von der 
Dauer der Wartezeit, 

 
- zwei unentgeltliche Kommunikationsmöglichkei-

ten, 
 

- Hotelunterbringung, sofern ein Aufenthalt über 
Nacht erforderlich wird, 

 
- Transfer zwischen Flughafen und Unterkunft. 

 
Diese Betreuungsansprüche bestehen unabhängig da-
von, ob die Airline die Verspätung verschuldet hat. 
Selbst bei außergewöhnlichen Umständen (z. B. extre-
mem Wetter) bleiben die Unterstützungsleistungen 
grundsätzlich geschuldet und sollen gewährleisten, 
dass Reisende während einer Störung nicht auf sich 
allein gestellt sind. 
 

II. Reformvorschlag des Rates: Anhebung der 
Schwellenwerte 

 
Im Juni 2025 erzielten die EU-Verkehrsminister im Rat 
eine politische Einigung über eine Überarbeitung der 
Verordnung. 
 
Zentraler Bestandteil des Vorschlags ist die Anhebung 
der Verspätungsschwelle für Ausgleichszahlungen. 
Entschädigungen sollten demnach künftig erst ge-
schuldet sein bei 
 

- vier Stunden Verspätung bei kürzeren Strecken, 
 
- fünf Stunden Verspätung bei mittleren Distanzen, 
 
- sechs Stunden oder mehr bei Langstreckenflü-

gen. 
 
Damit würde die bislang maßgebliche Drei-Stunden-
Grenze entfallen. 
 
Auch die Höhe der Entschädigung soll nach der Posi-
tion des Rates angepasst werden. Vorgesehen ist eine 
Spanne von 300 Euro bis 500 Euro, abhängig von der 
Flugdistanz. Die derzeitige Höchstentschädigung von 
600 Euro würde entfallen. 
 
Darüber hinaus strebt der Rat eine präzisere Begren-
zung der Haftung bei außergewöhnlichen Umständen 
an. Ziel ist es, die wirtschaftliche Belastung der Airlines 
zu reduzieren und die Planbarkeit zu erhöhen. 

III. Position des Europäischen Parlaments: Bei-
behaltung der Drei-Stunden-Regel 

 

Demgegenüber hat das Europäisches Parlament am 
16.01.2026 in zweiter Lesung mit großer Mehrheit 
seine Position verabschiedet. 
 

Das Parlament spricht sich ausdrücklich dafür aus, 
 

- die Drei-Stunden-Schwelle beizubehalten, 
 

- die Entschädigungshöhe weiterhin zwischen 300 
Euro und 600 Euro festzusetzen, 

 

- eine abschließende Liste außergewöhnlicher Um-
stände vorzusehen, 

 

- die Unterstützungsleistungen klar zu definieren 
und zeitlich zu konkretisieren. 

 

Nach der Parlamentsposition sollen Airlines verpflichtet 
sein, 
 

- ab zwei Stunden Erfrischungen bereitzustellen, 
 

- ab drei Stunden Mahlzeiten anzubieten, 
 

- bei langen Verspätungen eine Unterkunft von bis 
zu drei Nächten zu übernehmen. 

 

Ferner fordert das Parlament vereinfachte Erstattungs-
verfahren. Fluggesellschaften sollen verpflichtet wer-
den innerhalb von 48 Stunden nach einer Annullierung 
oder erheblichen Verspätung ein vorausgefülltes For-
mular zu übermitteln. Reisende hätten sodann ein Jahr 
Zeit zur Antragstellung. 
 

Darüber hinaus will das Parlament sicherstellen, dass 
Passagiere grundsätzlich kostenfrei einen persönli-
chen Gegenstand sowie ein kleines Handgepäckstück 
(bis 100 cm Gesamtmaß und 7 kg Gewicht) mit an Bord 
nehmen dürfen. 
 

Fazit 
 
Das Gesetzgebungsverfahren befindet sich derzeit in 
der zweiten Lesung. Akzeptiert der Rat die Änderun-
gen des Parlaments nicht, wird ein Vermittlungsaus-
schuss einberufen. Erst danach kann eine endgültige 
Fassung verabschiedet werden. 
 
Auch wenn die Reform politisch umkämpft ist, spricht 
derzeit vieles dafür, dass die grundlegenden Struktu-
ren der Fluggastrechte – insbesondere die Drei-Stun-
den-Schwelle – jedenfalls nicht ohne Weiteres aufge-
geben werden. Bis zu einer endgültigen Einigung gilt 
uneingeschränkt die bestehende Rechtslage.  
 
In der Praxis zeigt sich jedoch weiterhin, dass Ansprü-
che häufig nicht freiwillig oder nicht vollständig reguliert 
werden. Nicht selten erfolgt eine Zahlung erst nach 
substantiierter rechtlicher Geltendmachung.  


